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Sehr geehrter Herr Vorsitzender Klee 
Sehr geehrte Damen und Herren Landtagsabgeordnete, 
 
vielen Dank zur Gelegenheit zur Stellungnahme zu den o. g. Gesetzesent-
würfen. 
 
Der dbb Hessen begrüßt, dass alle Parteien des Hessischen Landtags ten-
denziell die politischen Partizipationsmöglichkeiten der Bürgerinnen und Bür-
ger durch Absenken des Quorums für Bürgerbegehren zur Beantragung ei-
nes Bürgerentscheids auf kommunaler Ebene erleichtern wollen.  
 
Einen weitgehend parteiübergreifenden Konsens bei der Novellierung der 
hessischen Kommunalverfassung zu finden, wäre wünschenswert und 
scheint – zumindest in Fragen einer weitergehenden Bürgerbeteiligung – 
auch im Bereich des Möglichen.  
 
Nach dem Gesetzesentwurf der Fraktionen der CDU/FDP ist beim Bürger-
begehren vorgesehen das Unterschriftsquorum für das Bürgerbegehren in 
den kreisfreien Städten mit mehr als 100.000 Einwohnern von 10 % auf 3 % 
und in den Städten mit mehr als 50 000 Einwohnern auf 5 % abgesenkt 
werden. 
 
Daneben soll der Zeitraum in dem die erforderlichen Unterschriften gesam-
melt werden, von sechs auf acht Wochen verlängert werden. Zudem sollen 
Informationsrechte der Bürgerinitiativen gestärkt und die Möglichkeit der 
nachträglichen Heilung bei Mängeln bei der Fragestellung unter Korrektur 
der Fragestellung unter Zustimmung der Vertrauenspersonen des Bürgerbe-
gehrens eröffnet werden.  
  
Das abgesenkte Quorum beim Bürgerbegehren deckt sich insoweit mit den 
Vorstellungen der SPD-Fraktion. 
 
Die „LINKEN“, die der Wortwahl „Gemeindebegehren und Gemeindeent-
scheid“ den Vorzug geben, schlagen demgegenüber eine weitaus differen-
ziertere Staffelung innerhalb einer Bandbreite von 10 % bis 3 % je nach 
Einwohnerzahl, beginnend bei 10 000 Gemeindeangehörigen (10 %) über  
20 000 Gemeindeangehörige (9 %) usw. bis zu mehr als 500 000 Gemein-
deangehörige (3 %) vor. 
 
Für den Entwurf der Regierungsfraktionen und die Vorstellungen der 
SPD sprechen, dass die Staffelung einfacher konzipiert ist und bereits ab 
100 000 Einwohnern eine erhebliche Absenkung des Quorums auf 3 % ein-
setzt. Ob bei ggf. mehr als 30 000 Einwohnern ein „Zwischenschritt“ von 7 
% oder 8 % vor den 10 % erwogen werden könnte, halten wir für erwä-
genswert. 
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Andererseits ist im Fraktionsentwurf der die Regierung tragenden Par-
teien aber auch eine gravierende Einschränkung der Möglichkeit von Bür-
gerbegehren vorgesehen. So soll in Bauleitplanverfahren nur noch der erste 
Beschluss der Gemeindevertretung, i.d.R. also der Aufstellungsbeschluss als 
solcher, mit einem kassatorischen Bürgerbegehren angreifbar sein. Zwi-
schenentscheidungen und auch die Ententscheidung des Gemeindeparla-
ments sollen nicht mehr einem Bürgerbegehren angegriffen und letztlich 
durch einen Bürgerentscheid „gekippt“ werden können. Dies scheint nicht 
unproblematisch, weil die betroffenen Bürgerinnen und Bürger gerade auch 
durch die Art und Weise der Umsetzung der Maßnahme massiv tangiert sein 
dürften und oft erst im Nachhinein Problematiken offenkundig werden. Be-
gründet wird die Verweigerung eines späteren Bürgerbegehrens und infolge 
eines Bürgerentscheids durch die vorgesehene Beteiligung der Bürger im 
Rahmen von § 3 Abs. 1 BauGB und durch die Aufwändigkeit und die Kosten-
intensität des Planungsverfahrens. Inwieweit diese Argumente ausreichen, 
um die notwendige Akzeptanz beim Bürger herzustellen, wird die Zukunft 
weisen.  
 
Auch weitere Formen der Bürgerbeteiligung, wie z. B. die Einführung eines 
kommunalen Petitionsrechts (vgl. Anträge der LINKEN), sind erörterungs-
würdig. 
 
Der Zusammenschluss von Gemeinden ist zum Einen per Gesetz, aber zum 
Anderen auch auf freiwilliger Basis möglich. Anstelle von Beschlüssen der 
jeweiligen Gemeindevertretungen – die betroffenen Bürgerinnen und Bürger 
haben dabei ein informatorisches Anhörungsrecht – kann auch ein Bürger-
entscheid über den Zusammenschluss durchgeführt werden. Hierbei soll 
nach dem Willen von CDU und FDP nun auch die Gemeindevertretung die-
sen Bürgerentscheid initiieren und die Entscheidung an die Bürger abgeben 
können. Der dbb Hessen steht dieser Erweiterung der Delegation von Ent-
scheidungsmacht an die Bürgerinnen und Bürger aufgeschlossen gegenüber.  
 
 
Die neuen Kommunikationswege machen auch vor den Kommunen nicht 
halt. Aus Sicht des dbb Hessen bestehen keine Bedenken – wie es der 
CDU/FDP Entwurf vorsieht - zukünftig in erster Linie das Internet für öf-
fentliche Bekanntmachungen nutzen zu dürfen und auch den E-Mail-Verkehr 
für die Kommunikation innerhalb der eigenen Organe auf eine rechtliche 
Grundlage zu stellen. Für diejenigen, die über keinen Internetzugang verfü-
gen, wird über § 5a Abs. 4 der entsprechenden VO ein kostenloses Einsichts- 
und kostenpflichtiges Ausdrucksrecht während der Sprechzeiten der Verwal-
tungsstelle eingeräumt. 
 
Gegen die ebenfalls geplante generelle Einführung der „Doppik“ im Kommu-
nalbereich bestehen – nachdem sich von 426 Städten und Gemeinden 424 
auf dieses System umgestellt haben - aus Sicht des dbb Hessen keine Be-
denken. Den beiden im kameralistischen System verbliebenen Gemeinden 
und ggf. nach dem alten System rechnungslegenden Verbänden wird u. E. 
ein ausreichender Übergangszeitraum von drei Jahren zur Umstellung einge-
räumt. 
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Auch gegen die im Fraktionsentwurf von CDU/FDP geplante Einführung ei-
ner mit unternehmerischer Selbständigkeit ausgestatteten kommunalen An-
stalt in Gemeinden, die bestimmte kommunale Aufgaben wirtschaftlicher Art 
übernimmt, bestehen im Bedarfsfall aus Sicht des dbb Hessen keine grund-
sätzlichen Einwände. Als eigenständige juristische Person des öffentlichen 
Rechts ist sie Trägerin von Rechten und Pflichten, verfügt über eigenes Ver-
mögen und die Personalhoheit. Eine Anstalt, die hoheitliche Aufgaben wahr-
nimmt, hat auch die Dienstherrnfähigkeit für die bei ihr beschäftigten und 
eingestellten Beamtinnen und Beamten. Ob und wie ein Übergang von Be-
amtinnen und Beamten der Kommune bei Aufgabenübergang auf diese An-
stalt zu erfolgen hat oder kann, ist gesondert zu prüfen. Gegenüber eines in 
privater Rechtsform betriebenen Unternehmend der öffentlichen Hand, wird 
die Anstalt weiterhin von der Gemeindevertretung kontrolliert. Aus Sicht des 
dbb Hessen ist einer Anstalt des öffentlichen Rechts der Vorzug vor einem in 
GmbH-Form betriebenen Unternehmen zu geben.  
 
Der wirtschaftlichen Betätigung der Gemeinden bleiben aber leider sachlich 
aus unserer Sicht nicht begründete Fesseln angelegt.  
 
Nach § 121 Abs. 1 Nr. 1 HGO dürfen sich Gemeinden nur dann wirtschaftlich 
betätigen, wenn der öffentliche Zweck die Betätigung rechtfertigt. § 121 
Abs. 1 Nr. 3 schränkt weiterhin dahin gehend ein, dass der Zweck nicht e-
benso gut und wirtschaftlich durch einen privaten Dritten erfüllt werden 
kann. Diese weitere Einschränkung hat sich u. E. nicht bewährt und sollte im 
Zuge der Novellierung gestrichen werden. Zum einen ist eine solche Formu-
lierung in der Praxis schwer umsetzbar. Es besteht das Risiko, dass private 
„Billiganbieter“ mit Lockangeboten in diesen Markt drängen und letztlich 
entweder die versprochenen Leistungen doch nicht flächendeckend kontinu-
ierlich anbieten können oder nachdem sie den Zuschlag erhalten haben und 
die Kompetenz für das Erbringen dieser Leistung seitens der Gemeinde ver-
loren ging, später deutlich die Preise zu Lasten der Bürgerinnen und Bürger 
angehoben werden. Der Rückzug des Staates aus dem Bereich der Daseins-
vorsorge, wie z. B. das zuverlässige Bereitstellen von Energie gerade vor Ort 
durch die Gemeinden im Zuge der Energiewende ist ein Feld, das nicht allei-
ne privaten –oft monopolistisch strukturierten Energieversorgern - überlas-
sen werden darf. Allerdings ist sicherzustellen, dass bei einer wirtschaftli-
chen Betätigung einer Gemeinde auf längere Sicht „schwarze Zahlen“ ge-
schrieben werden und sich getätigte Investitionen auch amortisieren. Wirt-
schaftliche Betätigung einer Gemeinde darf nicht auf verdeckte „Subventio-
nierung“ hinauslaufen.  
 
Der CDU/FDP Gesetzesentwurf sieht die Möglichkeit vor, einer/einem di-
rekt gewählten Burgermeisterin/Bürgermeister ohne Verlust der Versor-
gungsbezüge zu gestatten, selbst die vorzeitige Abwahl durch die Gemein-
devertretung zu initiieren. Dies ist nachvollziehbar, weil ggf. so quälend lan-
ge Prozeduren und eine eintretende Handlungsunfähigkeit bis zum Ausschei-
den aus dem Amt trotz eingetretenen Vertrauensverlustes vermieden wer-
den können. Angesichts der damit entstehenden Versorgungskosten stellt 
sich allerdings die Frage, ob man darüber hinaus nicht auch Tatbestände  
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einführen könnte, die bei objektiv mutwillig oder vorsätzlich herbei geführten 
Vertrauensverlustes auch eine Abwahl ohne Erhalt oder unter Verminderung 
der Versorgungsbezüge ermöglichen könnte. Um politische motivierte „Ab-
strafungen“ bei einer solch eingreifenden Maßnahme möglicht auszuschlie-
ßen, sollte in jedem Falle ein Verwaltungsgericht zu dem Tatbestand eine 
feststellende Entscheidung treffen. 
Vergleichbares gilt auch für die Versetzung eines Landrats in den Ruhestand 
auf Antrag aus besonderen Gründen.  
 
Ggf. sollte man sich im Laufe dieses Gesetzgebungsverfahrens vielleicht 
auch darüber grundlegende Gedanken machen, ob die Direktwahl von Bur-
germeisterinnen und Bürgermeistern wirklich ein probates Mittel ist, stabile 
Führungsstrukturen in einer Gemeinde aufzubauen.  
 
Großes Verständnis hat der dbb Hessen für die im Änderungsantrag der 
Fraktion der LINKEN enthaltene Anregung den Gemeinden und Landkrei-
sen neue Verpflichtungen nur per Gesetz aufzuerlegen und gleichzeitig auch 
die Aufbringung der Mittel zu regeln. Man kann den Gemeinden nicht immer 
neue finanzielle Bürden auferlegen, ohne die Finanzierung geklärt zu haben. 
Wie in dem Änderungsantrag aus unserer Sicht zutreffend hingewiesen wird, 
muss eine strikte Konnexität zwischen Aufgabenverantwortung und Kosten-
last bestehen. 
 
Ausdrücklich begrüßt der dbb Hessen die von den Fraktionen der CDU und 
FDP vorgesehene „Entfristung“ des Gesetzes. 
 
Bei Gesetzen, die dem Grunde nach nicht verzichtbar sind, produziert die 
„Befristungsklausel“ ohnehin nur Verwaltungsaufwand und ist nur ein 
scheinbarer Beitrag zur „Verwaltungsvereinfachung“. Wir würden uns den 
Verzicht auf solche „Verfallsklauseln“ auch bei anderen grundlegenden Ge-
setzen, die schon aus verfassungsrechtlichen Gründen nicht abgeschafft 
werden können, wünschen.  
 
Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Landesvorsitzender 
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LANDESSENIORENVERTRETUNG HESSEN E.V. 

 
 
                                                                                                       25. Juli 2011 
 
 

Stellungnahme  
 
zum Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU und der FDP für ein 
Gesetz zur Änderung der Hessischen Gemeindeordnung und anderer Gesetze 
Drucks. 18/4031 
 
 
Die Landesseniorenvertretung Hessen e.V. (LSVH), ein freiwilliger Zusammen-
schluss von derzeit 124 kommunalen Seniorenvertretungen in Hessen, hat sich unter 
dem Aspekt seniorenrelevanter Belange mit dem Gesetzentwurf zur Änderung der 
HGO  beschäftigt und nimmt zu den §§ 8 b und 8 c der HGO Stellung: 
 
zu § 8 b HGO 
 
Durch Absenkung bestehender Quoren eine aktive Beteiligung der Bevölkerung an 
politischen Meinungsprozessen außerhalb von Wahlen wirksam zu ermöglichen, ist 
auch im Interesse der LSVH. 
 
 
zu § 8 c HGO  
 
Mit großer Enttäuschung nimmt die LSVH zur Kenntnis, dass keine der im 
Hessischen Landtag vertretenen Fraktion es für notwendig erachtet, bei der   
Änderung der HGO im § 8c die Möglichkeit der politischen Partizipation von Senioren 
auf kommunaler Ebene in angemessener Weise zu regeln. 
 
 

 
Ingrid Bernhammer 
Vorsitzende 
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Philipps-Universität – D-35032 Marburg 

 
Hessischer Landtag 
Innenausschuss 
 
Postfach 3240 
65022 Wiesbaden 
 
Per E-mail: H.Thaumueller@ltg.hessen.de 
 

Prof. em. Dr. Theo Schiller 

Fachbereich Gesellschaftswissen-
schaften und Philosophie 
Institut für Politikwissenschaft 
Tel.: 06421-28-24391 
E-Mail: schiller@staff.uni-marburg.de
Sek.: Frau Rockel 
Tel.: 06421-28-24389, Fax -28991
Wilhelm-Röpke-Str.6, 35032 Marburg 
Privatanschrift: 
Weidenhäuser Str. 96, 35037 Marburg
Tel. 06421-26423, Fax: -210894 

 Marburg, 27. Juli 2011 
 

Schriftliche Anhörung des Hessischen Landtags zu dem Gesetzentwurf der Frak-
tionen der CDU und der FDP für ein Gesetz zur Änderung der Gemeindeordnung 
und anderer Gesetze -  Drucks. 18/4031 vom 10. 05. 2011 - 

 
 

STELLUNGNAHME 
 
 
I. Kurzkommentare gemäß Lösungskatalog (B) des Gesetzentwurfs 

Zur Vereinfachung werden grundsätzliche Positivbewertungen vorgeschlagener 
Änderungen gemäß dem Lösungskatalog (B) kurz zusammengefasst:  

 

Zu 1: Die Möglichkeit, bei Gemeindefusionen (§ 16) auch durch Ratsbegehren 
einen Bürgerentscheid herbeizuführen, ermöglicht eine Entscheidung der Ge-
meindebürger und wird begrüßt. 

Zu 2: Bürgerbegehren/Bürgerentscheid: vgl. Einzelkommentierung in II.  

Zu 4: Die Nutzung des Internets für öffentliche Bekanntmachungen wird befür-
wortet.  

Zu 5: Ein Verfahren für das Ausscheiden von umstrittenen Bürgermeistern und 
Landräten aus dem Amt ohne Verlust der Bezüge durch Rücktritt ist dringend 
erforderlich. Die vorgeschlagene Form einer Vertrauensfrage (§ 76a) bietet da-
für eine angemessene Lösung.  
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Zu 6: Die Position des ehrenamtlichen Parlamentsvorstehers wird in sinnvoller 
Weise gestärkt.  

Zu 3. und 7: Die haushaltsrechtlichen Regelungen erscheinen konsequent und 
begründet.  

Zu 8: Anstalt des öffentlichen Rechts – vgl. Einzelkommentierung in II. 

Zu 9. und 10: Unproblematische Vereinfachungen.  

Zu 11: Die Aufhebung der Regelungen über Wahlgeräte ist nach dem Urteil des 
BVerfGs zwingend. 

Zu 12: Vorschriften der Kommunalverfassung werden plausibel überarbeitet.  

Der Entwurf enthält zahlreiche rechtstechnische und redaktionelle Änderungen, 
die offenkundig unproblematisch sind.  

 

 

II. Kommentierung einzelner Änderungsvorschläge:  

 

Zu Art. 1 Nr. 4 betreffend § 8b – Bürgerbegehren und Bürgerentscheid 

 

4. a) bb)  

Die Einfügung der Ziff. 5a schließt Entscheidungen im Rahmen der Bauleitplanung 
mit Ausnahme des Aufstellungsbeschlusses von einem Bürgerbegehren aus. Die-
se Änderung kann den Bereich zulässiger Bürgerbegehren erheblich einschränken 
und stößt somit auf starke Bedenken.  

Entscheidungen der Bauleitplanung kommt eine zentrale Rolle in der kommunal-
politischen Gestaltung des Lebensraums einer Gemeinde zu. In den Stadtstaaten 
und mit Hessen in fünf Flächenländern einschließlich Bayern wird dem durch die 
Zulässigkeit von Bürgerbegehren Rechnung getragen. Zuletzt hat Thüringen 
(2009) die entsprechende Ausweitung vorgenommen. Seit Einführung des § 8b in 
Hessen 1993 hat dies in der Praxis nicht zu ernsthaften Problemen geführt. Den-
noch haben die Gemeindeverbände bereits 2005 dem Landtag empfohlen, Bür-
gerbegehren zu Entscheidungen der Bauleitplanung gänzlich für unzulässig zu 
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erklären. Es steht daher zu befürchten, dass der jetzige Änderungsvorschlag als 
erster Schritt zur vollständigen Abschaffung führen könnte.  

Bürgerbegehren sollen nach dem Vorschlag nur noch für den Aufstellungsbe-
schluss zulässig sein, laut Begründung des Gesetzentwurfs einschließlich der Än-
derung und Aufhebung eines Bauleitplans (gemäß § 1 Abs. 8 BauGB: Änderung, 
Ergänzung und Aufhebung).  

Explizit vom Bürgerbegehren ausgenommen werden soll jedoch laut Begründung 
der Satzungsbeschluss der Gemeindevertretung nach § 10 Abs. 1 BauGB. Damit 
sollen die Abwägungen, die im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 
BauGB vorzunehmen sind, gegen einen ablehnenden Bürgerentscheid „in letzter 
Minute“ geschützt werden.  

Entscheidungen nach dem Aufstellungsbeschluss müssen jedoch für ein zulässi-
ges Bürgerbegehren als letztes Mittel offen bleiben: 

• Der zur Aufstellung bekanntgemachte Entwurf des Bauleitplans ist mögli-
cher Weise noch erheblich konkretisierungsbedürftig und lässt noch nicht 
alle wesentlichen Gestaltungselemente und Probleme erkennen.  

• Der Bauleitplan des Satzungsbeschlusses weicht möglicher Weise stark 
von dem ursprünglich offengelegten Entwurf ab.  

• Rechtlich sind auch Bebauungspläne möglich, für die kein ordnungsgemä-
ßer Aufstellungsbeschluss vorliegt.  

In der Praxis in Hessen beziehen sich Bürgerbegehren zur Bauleitplanung über-
wiegend auf die Beschlüsse zur Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhe-
bung einer Planung. Eine missbräuchliche oder problematische Konzentration auf 
spätere Entscheidungsphasen einschließlich Satzungsbeschlüsse liegt somit nicht 
vor; nur wenige Fälle betreffen den Satzungsbeschluss. Während mehr als 30 
Bürgerbegehren Aufstellungsbeschlüsse einschließlich Änderung oder Aufhebung 
von Bauleitplänen zum Gegenstand haben, beziehen sich nur 3 Fälle ausdrücklich 
auf Satzungsbeschlüsse (Verhinderung, Aufhebung, neue Aufstellung), weitere 3 
Verfahren betreffen die Offenlegung von Entwürfen. Daher ist kein Bedarf erkenn-
bar, die bisherige Regelung des § 8b Abs. 2 durch die vorgeschlagene Nr. 5a re-
striktiver zu fassen.  
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4. b) aa) Die Verlängerung des Zeitraums für die Unterschriftensammlung von 
sechs auf acht Wochen bei Bürgerbegehren gegen den Beschluss der Gemeinde-
vertretung bringt eine angemessene Erleichterung für Initiatoren und ist als bürger-
freundlich zu begrüßen (§ 8b Abs. 3 S. 1).  

 

4. b) bb) Die degressive Staffelung des Unterschriftenquorums für Bürgerbegeh-
ren in Städten mit über 50 000 und über 100 000 Einwohnern erleichtert das En-
gagement für Bürgerbegehren dort, wo bisher eine überproportionale Organisati-
onskraft erforderlich war. Die neue Regelung hat sich in zahlreichen Bundeslän-
dern bereits bewährt.  

Zur weiteren Begründung vgl. meine ausführlicheren Stellungnahmen zu den Gesetzentwürfen der 

SPD (18/3006) und der Linken (18/3116, 18/3117) sowie zu dem früheren Gesetzentwurf der Grü-

nen (16/7641 von 2007).  

Die Fraktion Die Linke (Änderungsantrag zu dem Gesetzentwurf von CDU und 
FDP, Drucks. 18/4031) schlägt zu Art. 1 Nr. 6 in dem neu gezählten § 8d Abs. 5 
vor, das Unterschriftenquorum für Gemeinden mit weniger als 50 000 Einwohnern 
von 10 % auf 7 % herabzusetzen. Auch dieser Vorschlag erscheint vertretbar und 
würde den Regelungen mehrerer Bundesländer mit niedrigerem Quorum entspre-
chen (Thüringen und Stadtstaaten).  

 

Zu Nr 4. b) cc): Die Unterrichtung der Initiatoren eines Bürgerbegehrens durch den 
Gemeindevorstand über die einzuhaltenden gesetzlichen Bestimmungen regelt ein 
minimales Beratungsangebot zur Vermeidung unnötiger Fehler und ist insoweit 
positiv zu bewerten. Eine etwas allgemeinere Fassung könnte allerdings auch e-
ventuelle Unstimmigkeiten im Wortlaut der Fragestellung (vgl. unten Nr. 4 c)) und 
ein zweckmäßiges Vorgehen in die Beratung einbeziehen.  

 

Zu Nr. 4. c):  

Die Möglichkeit für die Gemeindevertretung, mit Zustimmung der Vertrauens-
personen Unstimmigkeiten im Wortlaut der Fragestellung des Bürgerbegehrens 
zu bereinigen, ist offensichtlich sinnvoll.  
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Der weitergehende Vorschlag im Änderungsantrag der Fraktion Die Linke für 
eine Übernahmemöglichkeit des (modifizierten) Bürgerbegehrens durch die 
Gemeindevertretung mit Billigung der Vertrauenspersonen ist ebenfalls erwä-
genswert (Änderungsantrag Die Linke, Drucks. 18/4141, Art. 1 Nr. 6, Einfügung 
§ 8d, Abs. 11; in der Begründung mit Verweis auf Rheinland-Pfalz).  
 
Zu Art. 1 Nr. 46: Rechtsfähige Anstalten des öffentlichen Rechts, § 126a neu 
 
Die Einführung der neuen Rechtsform „Anstalt des öffentlichen Rechts“ er-
scheint grundsätzlich sinnvoll. Sie eröffnet die Möglichkeit, geeignete Aufgaben 
in einer rechtlich selbständigen Form zu organisieren und dabei die Belange 
des kommunalpolitischen Kontextes zu wahren. Im Vergleich zu privatrechtli-
chen Unternehmensformen kann hierbei den Anliegen einer kommunalpolitisch 
eingebetteten Rahmensteuerung besser Rechnung getragen werden (vgl. ins-
besondere die vorgeschlagenen Regelungen zur Geschäftsführung und Über-
wachung). Die Einzelregelungen werden dieser Zielsetzung im Wesentlichen 
gerecht.   
Zusätzlich sollte allerdings noch eine Regelung getroffen werden, dass alle Ver-
träge, die zwischen einer solchen Anstalt und privaten Vertragspartnern abge-
schlossen werden, öffentlicher Kontrolle zugänglich sind. Seit langem besteht 
das Ärgernis, dass Verträge mit Privaten angeblich vertraulich gehalten werden 
müssen und daher nicht dem Prinzip demokratischer Transparenz unterliegen. 
Verträge, die von öffentlichen Einrichtungen abgeschlossen werden, müssen 
jedoch grundsätzlich demokratischer Kontrolle zugänglich sein.  
 
Zu Art. 2: Änderung der Hessischen Landkreisordnung 
 
Die vorgeschlagenen Regelungen enthalten überwiegend Lösungen in Analogie 
zu jenen der Hessischen Gemeindeordnung. Hinsichtlich der Rechtstellung der 
einzelnen Bürgerinnen und Bürger, der Wahlen und der Transparenz der institu-
tionellen Verfahren ergeben sich keine Probleme.  
 
Es fehlt jedoch die Übernahme der Regelungen der Gemeindeordnung für Bür-
gerbegehren und Bürgerentscheid auf die Landkreise. Die Bürger der Landkrei-
se bleiben damit schlechter gestellt als diejenigen in kreisfreien Städten.  
Gesetzentwurf und Änderungsantrag der Fraktion Die Linke sehen diese Über-
nahme vor (vgl. meine Stellungnahme zu Drucks. 18/3116 und 3117). .  
 
Gez. Prof. Dr. Theo Schiller 
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 Marburg, 27. Juli 2011 
 

Schriftliche Anhörung des Hessischen Landtags zu dem Änderungsantrag 
der Fraktion DIE LINKE (zu dem Gesetzentwurf für ein Gesetz zur Ände-
rung der Gemeindeordnung und anderer Gesetze -  Drucks. 18/4031 vom 
10. 05. 2011), Drucks. 18/4141 vom 31. 05. 2011. 

 
 

STELLUNGNAHME 
 
 
 
Der Änderungsantrag Drucks. 18/4141 entspricht in den wesentlichen Inhal-

ten den bereits vorgelegten Gesetzentwürfen der Fraktion DIE LINKE, Drucks. 
18/3116 und 18/3117. 

Daher verweise ich auf meine bereits vorliegende Stellungnahme vom 29. 
03. 2011 zu diesen beiden Gesetzentwürfen. 

 
 
 
gez. Prof. Dr. Theo Schiller 
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PuB Hessen 28.07.11 
Klaus E. Temmen 
Bürgermeister der Stadt Kronberg im Taunus 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir danken Ihnen für die Zuleitung der schriftlichen Anhörungen und der Möglichkeit  zur 
Stellungnahme zu den Drucksachen 18/4031: „Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU 
und der FDP für ein Gesetz zur Änderung der hessischen Gemeindeordnung und anderer 
Gesetze“ und 18/4141: „Änderungsantrag der Fraktion Die Linke“. 
 
Zum Änderungsantrag der Fraktion Die Linke Drucksache 18/4141, Leermeldung seitens 
der PUB Hessen. 
 
Zur Drucksache 18/4031: Die parteiunabhängigen Bürgermeister Hessen schließen sich 
im Wesentlichen den ausführlichen Stellungnahmen der beiden kommunalen 
Spitzenverbände Hessischer Städte- und Gemeindebund und Hessischer Städtetag an. 
Wie bei beiden Spitzenverbänden beurteilen wir folgende Punkte positiv und stimmen den 
Änderungen zu:  
 

• Der Abschaffung der Befristung der hessischen Gemeindeordnung. 
• Die Einschränkung der Möglichkeit von  Bürgerbegehren im Bereich der 

Bauleitplanung. 
• Die Zulassung des elektronischen Verkehrs für Einladungen zu Sitzungen. 
• Die Möglichkeit öffentliche Bekanntmachungen auch im Internet vornehmen zu 

können.  
• Auch die Einführung der Rechtsform einer Anstalt des öffentlichen Rechts, 

wodurch der Handlungsspielraum der Kommunen erweitert wird, wird 
außerordentlich positiv bewertet.  

• Ebenso wird die Herausnahme der Überwachungskompetenz der 
Gemeindevertretung bzgl. der Auftrags- Angelegenheiten im Sinne des § 4 Abs.2 
HGO ausdrücklich begrüßt, auch in Verbindung mit der Einräumung des 
Fragerechts für Fraktionen.  

• Wir begrüßen auch, dass die Bestimmungen über das Rechnungsprüfungsamt 
nach § 129 HGO auf Grundlagen von Artikel 1 Absatz 48 des Entwurfs für die 
Möglichkeiten der interkommunalen  Zusammenarbeit geöffnet werden sollen. 

 
Die parteiunabhängigen Bürgermeister Hessen lehnen insbesondere die nachfolgend 
aufgeführten im Gesetzentwurf der Regierungsfraktion zur Änderung der hessischen 
Gemeindeordnung und anderer Gesetze vorgesehenen Änderungen ab. Auch hier 
schließen wir uns den Stellungnahmen der beiden Spitzenverbände an. 
 
§ 8 b Abs. 3 Satz 3 HGO  

Absenkung des Quorums für Bürgerbegehren 

§ 27 Abs. 1  HGO  

Änderung bei dem Verdienstausfall für Selbstständige 

§ 92   Abs. 4 HGO 

Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes 

§ 105 Abs. 2 HGO 

Genehmigung von Kassenkrediten 

§ 53  Abs. HKO 

Abdeckung von Altdefiziten durch Kreisumlage. 
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In den von den kommunalen Spitzenverbänden unterschiedlich bewerteten 
Änderungsanträgen der Gesetzesvorlage von CDU/FDP zu 
§ 57 HGO Artikel 1 Nr. 18 und § 76a HGO nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
§ 57 HGO Artikel 1 Nr. 18: „Formelle Stärkung des Amtes des Vorsitzenden der 
Gemeindevertretung“: 
 
Hier schließen wir uns der Stellungsnahme des Hess. Städte- und Gemeindebundes an. 
Auch wir sehen hier ein hohes Konfliktpotenzial. Insbesondere schließen wir uns der 
Einschätzung an, dass diese Regelung als eine grundsätzliche Neustrukturierung der 
Machtverhältnisse in der Gemeinde angesehen wird und damit systemwidrig ist. Diese 
nunmehr vorgesehene Strukturänderung steht darüber hinaus auch im Widerspruch zu 
der seit dem Jahre 1992 im Rahmen verschiedener Gesetzesnovellen erfolgten Stärkung 
der direkt gewählten Bürgermeister. Die Neuerung würde eine erhebliche Schwächung 
der Position des Bürgermeisters darstellen, die mit der Direktwahl nicht zu vereinbaren 
ist. Wir denken, dass die bisherigen Regelungen und das Selbstverständnis des 
kollegialen Miteinanders zwischen  dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung und dem 
Bürgermeister ausreichend sind, daher lehnen die parteiunabhängigen Bürgermeister 
diese im § 57 HGO vorgesehene Änderung strikt ab. 
 
§ 76a HGO Artikel 1 Nr. 23: Ruhestandsversetzung von direkt gewählten Bürgermeistern 
nach der „Vertrauensfrage“. 
Einerseits greift der Gesetzentwurf die unbefriedigende versorgungsrechtliche Situation 
auf die entsteht, wenn ein Bürgermeister von seinem Amt zurück tritt, da ein Rücktritt 
aus dem Amt rechtlich als  Verlangen auf Entlassung aus dem Beamten-Verhältnis zu 
bewerten ist und somit zwingend zur Folge hat, das der Bürgermeister seine Ansprüche 
auf Besoldung und Versorgung verliert. Andererseits besteht die Befürchtung, dass 
Bürgermeister sofern sie nicht über entsprechende Mehrheiten in der 
Gemeindevertretung verfügen, gezielt unter politischen Druck geraten können, einen 
entsprechenden Antrag auf Versetzung in den Ruhestand zu stellen. 
In Abwägung dieser beiden Punkte wichten wir, wie im Gesetzentwurf beschrieben, den 
Erhalt der Ansprüche auf Besoldung und Versorgung höher. Daher bewerten die 
parteiunabhängigen Bürgermeister Hessen diesen Änderungsantrag insgesamt positiv. 
 
Die parteiunabhängigen Bürgermeister schließen sich folgenden Forderungen des 
Hessischen Städte- und Gemeindebundes, welche im Gesetzentwurf keine 
Berücksichtigung fanden ausdrücklich an. 
 

1. Stärkung des direkt gewählten Bürgermeister, insbesondere in dem Punkt 
„Verlängerung der Wahlzeit der Bürgermeister auf 7 Jahre“. 

 
2. Verschlankung der Größe der Organe in den hessischen Gemeindeordnungen.  

 
3. Abschaffung der Einpersonen-Fraktion nach § 36b HGO. 

 
4. Einheitliche Fristenregelung bei Widerspruchs- und Beanstandungsrecht des 

Bürgermeisters/Gemeindevorstands nach § 63,74 HGO. 
 

5. Auch den Vorschlägen beider kommunalen Spitzenverbände zur Möglichkeit der 
wirtschaftlichen Betätigung durch Kommunen schließen wir uns an. Insbesondere 
zu den Ausführungen im Bereich Energieversorgung. 

 
 
Gez. PuB Hessen 
für den Vorstand 
 
Klaus E. Temmen 
Bürgermeister der Stadt Kronberg im Taunus 

31



32



33



34



35



36



37



38



39



40



41



42



43



44



45



46



47


	agah.pdf
	dbb.pdf
	HDSB.pdf
	HessJugendring.pdf
	IHK.pdf
	LSVH.pdf
	Mainova.pdf
	Prof.Schiller.pdf
	PuB.pdf
	StadtOF.pdf
	VLK.pdf

